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374 erwachsene Thurgauer haben keine politischen Rechte
Der Regierungsrat beurteilt das Stimm- undWahlrecht für Behindertemit umfassender Beistandschaft skeptisch.

ThomasWunderlin

Behinderte sollengleichberech-
tigt ampolitischenundöffentli-
chen Leben teilhaben können.
Dieses Ziel verfolgt die
UNO-Behindertenrechtskon-
vention, die die Schweiz 2014
unterzeichnet hat. Die Umset-
zung im Thurgau voranbringen
soll eine Motion, die der Bi-
schofszellerGP-KantonsratUeli
Keller und weitere acht Kan-
tonsräte verschiedenerParteien
und55Mitunterzeichner einge-
reichthaben. Sieverlangen,dass
auch«Menschenmit vollständi-
gerBeistandschaft auf kantona-
ler sowie kommunaler Ebene

wählen und abstimmen dür-
fen». Der Regierungsrat ist da-
gegen: «Es ist fraglich, ob nicht
urteilsfähigePersonendazu im-
stande sind, sich in teils komple-
xen politischen Angelegenhei-
ten eineMeinung zu bilden.»

UmfassendeBeistandschaft
nurmitZurückhaltung
Vier Arten von Beistandschaft
gibt es,wiederRegierungsrat in
seiner letzteWoche veröffentli-
chenBeantwortungerklärt.Das
Stimmrecht verliert nur, wer
aufgrund einer dauernden Ur-
teilsunfähigkeit unter umfas-
sender Beistandschaft steht.
Stimmberechtigt bleibt, wer ei-

ner Begleit-, einer Vertretungs-
oder einer Mitwirkungsbei-
standschaft untersteht.Dieum-
fassende Begleitstandschaft
werde «nur mit äusserster Zu-
rückhaltung» angeordnet.

«Wenn immer möglich»
würdenmildereBeistandschaf-
ten oder eine Kombination da-
von gewählt. 2020 bestanden
imThurgau für 2658Erwachse-
ne Schutzmassnahmen. Davon
unterstanden 374 einer umfas-
senden Beistandschaft undwa-
ren vomStimm-undWahlrecht
ausgeschlossen. Schweizweit
waren 98 120 Erwachsene ver-
beiständet; davonunterstanden
14Prozent oder 14050Erwach-

sene einer umfassenden Bei-
standschaft. Unter dem Mass-
nahmensystem, das vor 2013
galt,warenes 32Prozent. «Um-
fassend verbeiständete Perso-
nen dürften fast immer auf Hil-
festellung angewiesen sein, um
dieentsprechendenVorlagenzu
verstehen», schreibt der Regie-
rungsrat weiter. Eine «Beein-
flussungundManipulation» sei
möglich. Dadurch würden «die
politischen Rechte der urteilsu-
nfähigen Personen keineswegs
erweitert». Der Regierungsrat
will auch abwarten, was ein im
März 2021 im Ständerat ange-
nommenes Postulat ergibt. Der
Bundesrat soll aufzeigen, wie

geistig Behinderte am politi-
schen Leben teilhaben können
«gemäss dem Grundsatz der
Nichtdiskriminierung,wasauch
das Recht und die Möglichkeit
einschliesst, zu wählen und ge-
wählt zuwerden».

DasGenferVolkhatmit 75
Prozent zugestimmt
Es sei «kaum zielführend»,
wenn die Frage des Behinder-
tenstimmrechts in jedem Kan-
ton separat geregelt werde. In
denKantonenLuzern,Bernund
Solothurn seien letztes Jahr
ebenfalls Vorstösse dieser Art
eingereichtworden,die vonden
jeweiligenKantonsregierungen

zur Ablehnung empfohlen wor-
den seien. Nur im Kanton Genf
habenumfassendverbeistände-
te Behinderte das Stimm- und
Wahlrecht auf kommunalerund
kantonaler Ebene; 2020 wurde
es ihnen in einer Volksabstim-
mung durch eine Änderung der
Kantonsverfassung mit einem
Mehrvon75Prozent erteilt.Der
Regierungsrathat jedoch imAp-
ril 2020 eine interdisziplinäre
Arbeitsgruppe «unter Mitwir-
kungvonzweiBetroffenen»ein-
gesetzt. Bis Ende 2023 soll sie
eruieren, wie weit die Umset-
zung der UNO-Behinderten-
rechtskonvention im Thurgau
umgesetzt worden ist.

Der Thurgau will Wil West durchziehen
Die St. Galler Bevölkerung hat den 35-Millionen-Kredit fürWilWest knapp abgelehnt. Der Thurgau ist offen fürGespräche.

Judith Schönenberger,
Hans Suter

Nachdem das St.Galler Stimm-
volkden35-Millionen-Kredit für
Wil West am Sonntag an der
Urne abgelehnt hat, bleibt die
Frage: Was macht der Kanton
St.Gallennunmitden12,4Hek-
taren Landwirtschaftsland, die
ihm auf Thurgauer Boden ge-
hören?AufdemAreal inMünch-
wilen hätten mit der St.Galler
Anschubfinanzierung rund
1500bis2000der insgesamtbis
zu 3000 Arbeitsplätze entste-
hen sollen.Der St.GallerRegie-
rungsrat Marc Mächler sagt:
«Wir haben in Gesprächen mit
demKantonThurgau imVorfeld
thematisiert, was bei einem
Nein passieren könnte. Diese
Optionenmüssenwir jetzt kon-
kretisieren.»Man sei aber noch
nicht so weit, dass man bereits
Antworten liefern könne.

Der Vorsteher des St.Galler
Finanzdepartements betont je-
doch: «Das Gesamtprojekt Wil
West wird weiter vorangetrie-
ben.» Es stelle sich nun die Fra-
ge, wer die Feinerschliessung
derFlächefinanziere.«DerKan-
tonSt.Gallenwirddasnachdem
Nein an der Urne nichtmachen
können.»

NächsterSchritt:Reden
AlsunmittelbarnächstenSchritt
werdederKantonSt.Gallendas
GesprächmitdemKantonThur-
gau suchen, sagt Mächler.
«NachdieserAbstimmungmüs-
senwirüber einemöglicheneue
Rollenaufteilung und die Inter-
essen des Thurgaus sprechen.»
NebeneinemVerkaufdesAreals
an den Thurgau kommt laut
Mächler aucheinVerkauf anan-
dere Interessierte inFrage.«Der
KantonThurgausteht jedoch für
uns eher im Vordergrund; wir
werden aber auch Alternativen
prüfen.»

«WilWest ist für denRegie-
rungsrat nach wie vor ein wich-
tigesundmodellhaftes raumpla-
nerisches Vorhaben, das in ein
umfassend abgestimmtes Ag-
glomerationsprogramm einge-
bettet ist», sagt der Thurgauer
Baudirektor Dominik Diezi.
Dementsprechend soll es kon-

sequent weiterverfolgt werden.
Der Kauf des Landes durch den
Kanton Thurgau sei dabei eine
mögliche Option. Details wur-
den lautDiezi nochnicht disku-
tiert. Er sagt aber: «Sollte der
KantonThurgau als Käufer auf-
treten, macht aus meiner Sicht

aber nur derKauf des gesamten
Areals von rund 12,4 Hektaren
Sinn.» Ob der St.Galler Kan-
tonsrat den Verkauf der Fläche
absegnen müsste oder ob der
Regierungsrat das allein ent-
scheiden könnte, sei zum jetzi-
genZeitpunkt nochunklar, sagt

Mächler. «Diese Fragestellun-
genmüssenwir indenkommen-
den Monaten klären. Das
kommt auch darauf an, ob wir
dasLandbereits eingezont oder
noch als Landwirtschaftsland
verkaufen würden.» Wer im
Thurgau über den allfälligen

Landkauf entscheiden kann,
lässt sich laut Diezi nicht pau-
schal beantworten und sei der-
zeit Gegenstand interner Prü-
fungen. «Eine Volksabstim-
mung wäre aber wohl nicht
erforderlich, weil der Erwerb
vondinglichenRechtengemäss

Kantonsverfassung in der ab-
schliessenden Kompetenz des
Grossen Rates liegt.» Denkbar
ist für Regierungsrat Dominik
Diezi auch ein Kauf aus dem
Landkreditkonto, «zumal das
Land janicht zurErfüllungeiner
kantonalen Aufgabe dient».
Dann wäre der Regierungsrat
zuständig.

Läuft trotz des St.Galler
Neinallesweiterwiebisheroder
kommt es nun zu Verzögerun-
gen?Diezi sagt:«Wirwollenden
mit allenProjektpartnern abge-
stimmtenTerminplaneinhalten
undsindzuversichtlich,dassuns
das gemeinsam gelingt.» Auch
den Autobahnanschluss Wil
West sieht er nicht gefährdet.
«Wir wollen das Gesamtvorha-
ben vorantreiben, und dazu ge-
hört auch der Autobahnkreisel.
DerKreisel wäre nur gefährdet,
wenn auf die Umsetzung des
Agglomerationsprogrammsver-
zichtet würde.» Dass das Nein
VorhabenwiedenAutobahnan-
schluss oder die Umfahrungs-
strasse Netzergänzung Nord
nicht beeinflusst, sieht auch
Mächler so:«DieseProjektewa-
ren nicht Gegenstand der Ab-
stimmung. Für sie wird es ent-
sprechende Verfahren geben,
wie zumBeispielmomentandas
Mitspracheverfahren bei der
NetzergänzungNord.»

GarkeineVerbauung ist
aucheineOption
DerKantonThurgauhat vor, die
12,4HektarenLandwirtschafts-
land inSt.GallerBesitz einzuzo-
nen.«Daransindwir grundsätz-
lich interessiert», sagtMächler.
Gutmöglichalso, dassderThur-
gau das Land kauft und danach
selbst erschliesst.Wäredas ver-
einbar mit dem Entscheid des
St.Galler Stimmvolks, das Kul-
turlandzubewahren?«Inerster
LiniehatdieStimmbevölkerung
Neindazugesagt, dassderKan-
ton 35 Millionen zur Erschlie-
ssung des Areals ausgibt. Dass
es einNein zurBebauung ist, ist
lediglich eine mögliche Inter-
pretation des Abstimmungs-
ergebnisses», sagt Mächler.
Trotzdemschliesst er nicht aus,
dass mittelfristig ein Teil des
Landes unberührt bleibt.

Kommentar

Im Thurgau ist das Zukunftsprojekt Wil West gut aufgehoben
WilWest lebt. Daran ändert
der negative Kreditentscheid
des St.Galler Stimmvolks
wenig.WilWest bleibt ein
zukunftsgerichtetes Projekt,
das unnötigenKulturlandver-
schleiss verhindert, indem in
den umliegendenDörfern auf
Einzonungen verzichtet wird.
Vielleicht wird derNameWil
West verschwinden, aber nicht
derGlaube an die Idee.

WilWest steht für einen kom-
paktenArbeitsraum für 2000
bis 3000Menschen, die nicht
mehrwegpendelnmüssten. Es
liegt amRand attraktiver
Wohngebiete, ohne diese aber
mit Emissionenwie Lärm,
Verkehr oderGerüchen zu
belasten, und hat eine hervor-
ragende Erschliessungmit

zwei Bahnhöfen, Bushaltestel-
len, Autobahnanschluss,
Strassen, Fuss- undRadwegen.
Dies sind die Argumente der
Befürworter. Und sie sind
nachvollziehbar.

Der grosse Teil vonWilWest
liegt auf Thurgauer Boden,
gehört aus historischenGrün-
den aber demKanton St.Gal-
len. Dieser darf die Er-
schliessung seinesGebiets
nach der negativ verlaufenen
Volksabstimmung nun nicht
finanzieren. Aber er kann das
Land demKanton Thurgau
verkaufen. Dieser ist nachwie
vor gewillt, das Land einzuzo-
nen.Würde er Eigentümer,
liessen sich einige Strukturen
in diesem anspruchsvollen,
komplexen Zukunftsprojekt

vereinfachen. Dass dazu
Kulturland benötigt wird, wie
dieGegner beklagen, lässt sich
nicht leugnen. Für betroffene
Landwirte ist das unter Um-
ständen sehr schwierig. Es darf
aber auch nicht verschwiegen
werden, dass dankWilWest in
der Region umsoweniger
Kulturland eingezont wird und
der Kanton Thurgau die zu
überbauende Fläche vollum-
fänglich über sein noch verfüg-
bares Kontingent kompensiert.

ImThurgau ist das Zukunfts-
projektWilWest gut aufgeho-
ben. Die Thurgauer Bauern
dürftenwissen, dass in der
Schweiz Jahr für Jahr drei bis
vierMilliarden Franken für die
Landwirtschaft aufgewendet
werden. Sie dürften auch

wissen, dass das über Steuern
undAbgaben finanziert wird
und das dafür nötigeGeld in
derWirtschaft verdient wird.
Eine gesundeKoexistenz von
Landwirtschaft undWirt-
schaftsunternehmenmit hoher
Wertschöpfung auf wenig
Raum ist imThurgaumöglich.
Hier wissen alle, dass sie
aufeinander angewiesen sind.
Also sollten sie sich dieHand
reichen.

Hans Suter
hans.suter@chmedia.ch

Der Entwicklungsschwerpunkt Wil West könnte 2000 bis 3000 Arbeitsplätze Platz bieten. Bild: PD


